
Stadt Eschweiler      Protokolldatum: 29.08.2005 
 
 
 

N i e d e r s c h r i f t 
 

über die Sitzung des Stadtrates am Mittwoch, 15. Juni 2005, 16.00 Uhr, im Ratssaal des 
Rathauses, Rathausplatz 1, 52249 Eschweiler 
 
 
Anwesend vom Stadtrat: 
 
die Damen und Herren Ratsmitglieder 
 
SPD 
Boßer, 
Bündgen, 
Dickmeis, 
Gartzen, 
Gehlen, 
Heidbüchel, 
Kämmerling, 
Kendziora, 
Koch, 
Krauthausen, 
Ladwig, 
Löhmann, 
Medic, 
Noichl, 
Paul, 
Rütten, 
Scholz, 
Schultheis, 
Schyns, 
Unger, 
Wagner, 
Weidenhaupt, 
Weißhaupt, 
Zollorsch, 
 
 
 

CDU 
Baberowski, 
Brief, 
Casel, 
Dittrich, 
Dondorf,  
Faschinger, 
Groß, 
Kortz, 
Krauthausen, 
Lennartz, 
Peters, 
Pohl, 
Schieren, 
Stolz, 
Willms, 
 
 
 
 
 
Anwesend von der Verwaltung:
Herr Bgm. Bertram, 
Herr Beig. Schulze, 
Herr Beig. Knollmann, 
Herr Beginn, 
Herr Fütterer, 
Herr Gühsgen, 
Herr Handels, 
Herr Jopke, 
Herr Kaever, 
Herr Kaldenbach, 
Herr Kamp, 
Herr Mertens, 
Herr Müller, 
Herr Rehahn, 
Herr Röhrig, 
Herr Rombach, 
Herr Schreiber, 
Herr Wipperfürth, 

UWG 
Müller, 
Olbrich, 
Spies, 
Waltermann, 
 
GRÜNE 
Leisten, 
Pieta, 
Schürmann, 
 
FDP 
Göbbels, 
Krieger, 
Theuer, 
 
Es fehlte: 
Schmitz, 
 
 
 
 
Schriftführer: 
Frau Baader, 
Frau Johnen, 
 
 
 
 
Gäste: 
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Tagesordnung: 
 
A)  Öffentlicher Teil 
 

A 1) Fragestunde für Einwohner 
 
A 2) Genehmigung von Niederschriften 

 
A 2.1 Genehmigung einer Niederschrift  
 
A 2.2 Genehmigung einer Niederschrift  
 

A 3) Haushaltssatzung 2005 
 

A 3.1 Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Eschweiler für das Haushaltsjahr 2005 gemäß § 79 Abs. 3 GO NRW 

 
  A 3.2 Erlass der Haushaltssatzung 2005 
   VV-Nr. 177/05 
 
  A 3.3  Finanzplanung und Investitionsprogramm für den 
   Planungszeitraum 2004 - 2008 
   VV-Nr. 114/05 
 
  A 3.4 Haushaltssicherungskonzept 2005 - 2009 
   VV-Nr. 161/05 
 

A 4) Neufassung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 Kommu-
nalabgabengesetz NRW – KAG NRW – für straßenbauliche Maßnahmen der 
Stadt Eschweiler 

 VV-Nr. 090/05 
 

A 5) Umsetzung des Konsolidierungsplanes des Bistums Aachen im Bereich der 
Tageseinrichtungen für Kinder; 
hier:  Ergebnisse der Verhandlungen mit dem Bistum und Konkretisierung 

der Einzelmaßnahmen 
VV-Nr. 146/05 

 
 A 6) Allgemeiner Zuschuss an freie Wohlfahrtsverbände; 

hier:  Erhöhung des städtischen Zuschusses an den Sozialdienst kath. Frau-
en e.V. 

   Antrag vom 14.03.2005 
  VV-Nr. 110/05 
 
 A 7) Veränderungen in der Besetzung des Schulausschusses; 
  Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 21.04.2005 u. a. 
  VV-Nr. 165/05 
 
 A 8) Veränderungen in der Besetzung des Sozial- und Seniorenausschusses; 
  Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 03.05.2005 
  VV-Nr. 166/05 
 
 
 
 A 9) Veränderung in der Besetzung des Anregungs- und 
  Beschwerdeausschusses; 
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  Antrag der FDP-Stadtratsfraktion vom 31.05.2005 
  VV-Nr. 169/05 
 
 A 10) Flurbereinigung Inden; 
  Änderung der Kreis- und Gemeindegrenze zu Inden 
  VV-Nr. 108/05 
 
 A 11) Flurbereinigung Kirchberg; 
  Änderung der Kreis- und Gemeindegrenze zu Aldenhoven 
  VV-Nr. 107/05 
 

A 12) Übernahme von Wirtschaftswegen in Eigentum und Unterhaltung im Flurbe-
reinigungsgebiet Kirchberg 

 VV-Nr. 120/05 
 

A 13) Aufhebung von gemeinschaftlichen Angelegenheiten in der Gemarkung 
Eschweiler, Flur 60, Nrn. 25 tlw. 
- Spiesbenden -, 26 tlw. und 27 tlw.  
- Stüfgensbenden -; 
hier: Erlass einer Satzung 
 VV-Nr. 150/05 
 

 A 14) Planungsangelegenheiten 
 
  A 14.1 Bebauungsplan E 52, 6. Änderung  
   - Am Riffersbach -; 
   hier:  Ergebnis der öffentlichen Auslegung und Satzungsbeschluss 
  VV-Nr. 101/05 
 
 A 15) Anfragen und Mitteilungen 
 
  A 15.1 Feinstaubmessung; 

hier:  Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 
19.05.2005 

VV-Nr. 172/05 
 
 

B) Nichtöffentlicher Teil 
 

B 1) Beleuchtungssanierung auf der Basis von  Beleuchtungscontracting  
 VV-Nr. 167/05 
 
B 2) Durchführung von Turn- und Schwimmfahrten und  Schülerspezialverkehr im 

Schuljahr 2005/2006 
 VV-Nr. 168/05 
 
B 3) Übernahme einer Ausfallbürgschaft  
 - Genehmigung einer dringlichen Entscheidung – 
 VV-Nr. 134/05 
 
B 4) Erweiterung der Kath. Grundschule Eduard-Mörike-Straße zur offenen Ganz-

tagsschule; 
 hier: Ausführung von Elektroarbeiten 

VV-Nr. 171/05 
 

B 5) Anfragen und Mitteilungen 
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 B 5.1 Beschlusskontrolle 
 VV-Nr. 170/05 

 
B 5.2 Jahresrechnung 2003; 

  - Mündlicher Bericht - 
 
 
 

A)  Öffentlicher Teil 
   
 

Bgm. Bertram eröffnete die Sitzung des Rates um 16.00 Uhr. Er begrüßte die Rats-
mitglieder, die Mitarbeiter der Verwaltung, die Vertreter der Presse sowie die anwe-
senden Zuhörer.  
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung gab Bgm. Bertram zur Kenntnis, dass RM Babe-
rowski ihm gegenüber in der vergangenen Woche erklärt habe, sie wolle ihr Rats-
mandat aus persönlichen Gründen mit Wirkung vom 01.07.2005 niederlegen. Frau 
Baberowski sei seit dem 01.10.1999 Mitglied des Rates sowie Mitglied verschiedener 
Ausschüsse gewesen. Er dankte RM Baberowski für die stets gute und vertrauensvol-
le Zusammenarbeit und wünschte ihr für die Zukunft weiterhin alles  

 Gute und persönliches Wohlergehen. 
 
Im Anschluss hieran stellte Bgm. Bertram fest, dass die Einladung zur Ratssitzung 
 sowie die Tagesordnung frist- und formgerecht zugegangen seien und die Beschluss-
fähigkeit des Rates gegeben sei. 
 
Zur Tagesordnung beantragte RM Dittrich unter Bezugnahme auf das Schreiben der 
 Verwaltung vom 15.06.2005 in Sachen „Auenkonzept“ die Beratung dieser Angele-
 genheit noch vor der Beratung zu TOP 3 vorzunehmen. Bgm. Bertram wies darauf 
 hin, dass in der vorgenannten Angelegenheit nach den Vorschriften der Gemeinde
 ordnung nur im nichtöffentlichen Teil beraten werden dürfe. Der Antrag des RM Ditt-
rich wurde bei der darauffolgenden Abstimmung mit 34 Nein-Stimmen (SPD, Grüne, 
UWG, FDP) gegen 15 Ja-Stimmen (CDU) abgelehnt. 

 
 Daraufhin wurde die Sitzung auf Antrag des RM Dittrich von 16.09 – 16.16 Uhr unter-
 brochen. 
 
A 1) Fragestunde für Einwohner 
 
 Bgm. Bertram gab zur Kenntnis, dass derzeit keine Anfragen vorlägen. 
 
A 2) Genehmigung von Niederschriften 
 

A 2.1 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt 
Eschweiler am 13.04.2005; abschriftlich zugestellt am 10.05.2005 

 
A 2.2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Rates am 

18.05.2005; abschriftlich zugestellt am 31.05.2005 
 

Die Niederschriften wurden einstimmig genehmigt. 
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A 3) Haushaltssatzung 2005 
 
 Vor Beratung über die Verwaltungsvorlagen zu Tagesordnungspunkt 3 hielten die RM 
 Gehlen, Dittrich, Spies, Pieta und Theuer zunächst die als Anlagen 1 – 5 beigefügten 
 Haushaltsreden der Stadtratsfraktionen. 
 
 Im Anschluss hieran fand eine erneute Sitzungspause von 17.31 – 17.44 Uhr statt. 
 
 

A 3.1 Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Eschweiler für das Haushaltsjahr 2005 gemäß § 79 Abs. 3 GO NRW 

 
 Beig. Knollmann gab zur Kenntnis, dass fristgerecht Einwendungen der Fir-

men Pedro Schöller und Hannen GmbH bezüglich der Gewerbesteuererhö-
hung sowie Einwendungen der IHK zu Aachen betreffend die Gewerbesteuer-
erhöhung und allgemeiner haushaltsrechtlicher Problemstellungen eingegan-
gen seien. Eine weitere Einwendung der Fa. Zittel sei nach Fristablauf einge-
gangen. Hinsichtlich der Einwendungen zur Erhöhung der Gewerbesteuer 
verwies er auf die bisherigen Ausführungen der Verwaltung. Zu den Einwen-
dungen der IHK in haushaltsrechtlicher Hinsicht bemerkte er, dass die Auffas-
sung der Kammer unrichtig sei. Letztlich sei der Handlungsrahmen des In-
nenministeriums zur Genehmigung von Haushaltssicherungskonzepten sowie 
die hierzu ergangenen Verfügungen der Bezirksregierung Köln rechtswirksam 
anzuwenden. Für kreisangehörige Gemeinden mit Haushaltssicherungskon-
zept (Größenklasse 25.000 bis unter 60.000 Einwohner) gelte auch weiterhin 
ein Mindestsatz von 422 v. H. (10 Prozentpunkte über dem fiktiven Hebesatz). 
Durch die vorgeschlagene Erhöhung der Gewerbesteuer auf 430 v. H. werde 
neben dem Erfordernis, die Gewerbesteuer in Höhe von 422 v. H. zu erheben 
auch die an sich ebenfalls notwendige Erhöhung der Grundsteuer B (von 381 
auf 389 v. H.) kompensiert.  

 
 Vor diesem Hintergrund schlug Beig. Knollmann dem Rat vor, wie folgt zu be-

schließen: 
 
 Die Einwendungen seitens der Fa. Hannen GmbH und Fa. Pedro Schöller 

sowie der IHK zu Aachen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Eschweiler für das Haushaltsjahr 2005 werden zurückgewiesen. 

 
 Mit 28 Ja-Stimmen (SPD, Grüne, Bgm.) gegen 22 Nein-Stimmen (CDU, UWG, 

FDP) fasste der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 
 
 
 
A 3.2 Erlass der Haushaltssatzung 2005 
 VV-Nr. 177/05 
  
 Vor Abstimmung über die vorliegende Verwaltungsvorlage Nr. 177/05 erfolgte 

zunächst die Beratung der im Rahmen der Sitzung des Haupt- und Finanz-
ausschusses am 08.06.2005 zurückgestellten Anträge sowie die Erläuterung 
verschiedener Haushaltspositionen durch die Verwaltung. Hierzu erfolgten 
folgende Beschlüsse bzw. wurden folgende Erläuterungen gegeben: 

 
 Zu UA 28000 – Gesamtschule (S. 180 – 182): 
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 Der diesbezüglich vorliegende Antrag der SPD-Stadtratsfraktion wurde durch 
RM Gehlen zurückgezogen. 

 
 Zu H.St. 1.70000.16200/3 – Anteil des Kreises Aachen für die Oberflächen-

entwässerung (S. 279): 
 
 Beig. Schulze führte aus, hierzu existiere eine Verwaltungsvereinbarung mit 

dem Kreis Aachen, durch die sich der Kreis Aachen verpflichtet habe, sich an 
den Kosten der Oberflächenentwässerung mit einem Betrag in Höhe von 
90.000,00 € zu beteiligen. 

 
 Zu H.St. 9.61500.36101/8 – Zuweisungen vom Land (S. 370 – 371): 
 
 Beig. Schulze erläuterte, dass verschiedene geplante Maßnahmen auf Folge-

jahre verschoben werden mussten. Insoweit habe man die Veranschlagung 
der Zuweisungen entsprechend anpassen müssen.  

 
 Zu H.St. 9.61500.95022/6 – Stadterneuerung „Entwicklungsgebiet Innen-

stadt“, Umgestaltung des Platzes vor dem Talbahnhof (S. 372): 
 
 Beig. Schulze führte hinsichtlich der Stahlpreisentwicklung aus, dass die Kos-

ten für Stahl gem. Index der Dt. Bauindustrie von seinerzeit 118,80 € auf 
182,90 € (Stand Oktober 2004) gestiegen seien. Durch diese Preisentwick-
lung habe sich annähernd eine Verdoppelung der Kosten ergeben. 

 
 RM Müller beantragte daraufin, für die Maßnahme „Überdachung Talbahnhof“ 

einen Prüfauftrag an das Rechnungsprüfungsamt zu erteilen. 
 
 Bgm. Bertram wies darauf hin, dass Prüfaufträge nach den Vorschriften der 

Gemeindeordnung ausschließlich durch den Bürgermeister oder den Rat er-
teilt werden können. 

 
 RM Dondorf wies darauf hin, dass sämtliche Vergabeangelegenheiten ohne-

hin durch das Rechnungsprüfungsamt geprüft würden, so dass sich die Ertei-
lung eines besonderen Prüfauftrages hierfür erübrige. 

 
 RM Müller zog seinen Antrag daraufhin zurück.  
 
 Zu H.St. 9.61500.95028/5 – Umsetzung des Auenkonzeptes der Inde im In-

nenstadtbereich (S. 374): 
 
 Bgm. Bertram erläuterte, dass die Ansatzbildung für das Jahr 2005 unverän-

dert geblieben sei und für die Folgejahre jeweils 50.000,00 € Folgekosten ver-
anschlagt worden seien. 

 
 Beig. Schulze stellte nochmals klar, dass für Ausgleichsmaßnahmen zur Inde-

terrasse in den Hauhalt 2005 50.000,-- € eingestellt worden seien. Die Verän-
derungsliste der FDP-Fraktion zu Haushalt 2005 habe sich auf eben diese 
50.000,-- € bezogen. Desto mehr würde ihn die Formulierung im FDP-Antrag 
vom 10.06.2005 verwundern, in der eine persönliche Amtshaftung eingefor-
dert werde. Ebenso verwies er auf die von RM Müller, UWG, getätigten Äuße-
rungen im Zusammenhang mit dem Bautagebuchvorgang, deren Richtigstel-
lung trotz mehrfacher Aufforderung bislang nicht erfolgt sei. Ein derartiges 
Verhalten zerstöre die Problemlösungskompetenz des Dezernenten, die diese 
Stadt brauche. Er habe versucht, hier Strukturen zu schaffen, Motivation und 
Mut zu bringen. Rufschädigende Äußerungen und Missachtung des Vertrau-
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ensschutzes demontierten jedoch das Amt. Er wolle der Stadt Eschweiler kei-
nesfalls im Wege stehen. Wenn eine Ratsmehrheit die von FDP und UWG 
vertretenen Auffassungen teile, könne der Rat von § 71 GO NRW Gebrauch 
machen.  

 
 RM Theuer erklärte hierzu, die FDP-Fraktion wolle keineswegs den Dezernen-

ten, Herrn Schulze, persönlich angreifen, sondern habe sich in ihrem Antrag 
lediglich zu einer allgemeingültigen Amtshaftung bekennen wollen. RM Göb-
bels ergänzte, dass mit dem Antrag kein Angriff auf Herrn Schulze persönlich 
beabsichtigt gewesen sei. 

 
 Im Anschluss stimmte der Rat der vorstehend genannten Haushaltsposition 

mit 28 Ja-Stimmen (SPD, Grüne, Bgm.) gegen 18 Nein-Stimmen (CDU, 3 
UWG) bei  4 Enthaltungen (FDP, RM Waltermann) zu.  

 
 Zuschuss Liebfrauenschule in Höhe von 25.000,00 € (CDU-Antrag vom 

06.06.2005): 
 
 Der Rat lehnte die mit CDU-Antrag vom 06.06.2005 beantragte Gewährung 

eines Zuschusses in Höhe von 25.000,00 € für die Bischöfliche Liebfrauen-
schule mit 33 Nein-Stimmen (SPD, UWG, Grüne, RM Krieger, Bgm.) bei 17 
Ja-Stimmen (CDU, 2 FDP) ab. 

 
 Mehrausgabe in Höhe von 10.000,00 € für Wirtschaftsförderung (CDU-Antrag 

vom 06.06.2005): 
 
 Der Antrag wurde insoweit der Erledigung zugeführt, indem vereinbart wurde, 

dass die Mittel von der Strukturfördergesellschaft bereitgestellt werden. 
 
 Sondernutzungsgebühren Straßen (CDU-Antrag vom 06.06.2005): 
 
 RM Dittrich zog seinen diesbezüglichen Antrag zurück.  
 
 Konzessionsabgabe Wasserwerk: 
 
 RM Gehlen bat die Verwaltung um Stellungnahme, warum die in 2005 veran-

schlagte Einnahme in diesem Bereich doppelt so hoch sei. Herr Wipperfürth 
erläuterte hierzu, dass die Zahlung der Konzessionsabgabe für das 4. Quartal 
2004 erst in 2005 geleistet worden sei, so dass sie mit Rücksicht auf den 
Grundsatz der Kassenwirksamkeit in 2005 zu veranschlagen gewesen sei. Ei-
ne entsprechende Einzelaufstellung werde der Niederschrift als Anlage beige-
fügt (Anlage 6).  

 
 Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf mit den vorste
 hend beschlossenen Änderungen mit 28 Ja-Stimmen (SPD, Grüne, Bgm.) 
 gegen 22 Nein-Stimmen (CDU, UWG, FDP) zu: 

 
  

I. Haushaltssatzung 2005 
 
  Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – West-
  falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 
  ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. April 2005 (GV. NRW. S. 306), 
  beschließt der Rat der Stadt Eschweiler folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
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Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Stadt voraussichtlich eingehenden Einnahmen, zu leistenden Ausgaben und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird im 
 

Verwaltungshaushalt 

in der Einnahme auf 117.662.458 €

In der Ausgabe auf 129.306.806 €
 

Vermögenshaushalt 

in der Einnahme auf 44.299.162 €

in der Ausgabe auf 44.299.162 €
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2005 zur Finanzierung 
von Ausgaben im Vermögenshaushalt (für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men) erforderlich ist,  wird auf 12.124.500 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitions-
ausgaben und Ausgaben für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren erforder-
lich ist, wird auf      
15.982.500 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 25.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie folgt fest-
gesetzt: 
 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftichen Betriebe (Grundsteuer 

A) 
 270 v.H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 381 v.H.
2. Gewerbesteuer  430 v.H.

 
 
 

§ 6 
 

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre 2008 wieder 
hergestellt. Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen 
sind bei der Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen. 
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§ 7 

 
1. Im Stellenplan sind verschiedene Stellen als „künftig umzuwandeln“ (ku) ausgewiesen. 
 
Hieraus ergibt sich nachstehende Rechtsfolge: 

 
ku-Vermerk: Die Stelle soll nach dem Ausscheiden des Stelleninhabers in eine Planstelle                   
einer  niedrigeren Besoldungs-, Vergütungs- bzw. Lohngruppe zurückgeführt werden. 
 
2. Der Bürgermeister ist ermächtigt, Beamte bei Verleihung eines Amtes mit höherem End-
grundgehalt mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten in die höhere Planstelle einzuwei-
sen, soweit sie während dieser Zeit die Obliegenheiten des verliehenen oder eines gleichar-
tigen Amtes  tatsächlich wahrgenommen haben und die Planstellen, in die sie eingewiesen 
werden, besetzbar waren (§ 3 Abs. 1 LBesG). 

 
II. Haushaltsvermerke 

 
Ergänzend zu den gemäß vorliegendem Haushaltsentwurf 2005 festgelegten Haushaltsver-
merken (Seiten 119 – 126) werden nachstehende Haushaltsstellen mit einbezogen 
 
Haushaltsvermerke nach § 17 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 Satz 2 Gemeindehaus-
haltsverordnung (GemHVO) 
 
A) Verwaltungshaushalt 
 

Einnahme Ausgabe 
1.16000.67900/1 Verwaltungskostenanteile 

an UA’e an 06000 und 
70000 

1.67500.67900/1
1.70000.67900/6

Verwaltungskostenanteile 
an UA 06000 

1.70200.67900/0 Verwaltungskostenanteile 
an UA’e 06000 und 
70000 

1.72000.67900/9
1.73000.67900/5

1.06000.16900/8 Verwaltungskostenanteile 
von UA’en 16000, 67500, 
70000, 70200, 72000, 
73000 und 75000 

1.75000.67900/8

Verwaltungskostenanteile 
an UA 06000  

 
 
 
 

Einnahme Ausgabe 
1.67500.16920/8 Verwaltungskostenanteil 

von UA 63000 (Allge-
meininteresse – Anteil der 
Stadt an Kosten der Stra-
ßenreinigung) 

1.63000.67920/4 Verwaltungskostenanteil 
an UA 67500 (Allgemein-
interesse – Anteil der 
Stadt an Kosten der Stra-
ßenreinigung) 

1.06000.67900/6 Verwaltunskostenanteile 
an UA’e 70000, 72000 
und 75000 

1.16000.67900/1 Verwaltungskostenanteile 
an UA’e 06000 und 
70000 

1.70000.16900/8 Vewaltungskostenanteile 
von UA’en 06000, 16000, 
63000 und 70200 

1.63000.67900/0 Verwaltungskostenanteil 
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an UA 70000 (Sinkkas-
tenreinigung) 

  

1.70200.67900/0 Verwaltungskostenanteile 
an UA’e 06000 und 
70000 

1.63000.67910/7
1.65000.67910/0
1.66000.67910/6

1.70000.16910/5 Anteil der Stadt für die 
Ober-
flächenentwässerung der 
öffentlichen Verkehrsflä-
chen (innere Verrech-
nung) 

1.66500.67910/2

Kostenanteil der Stadt an 
der Straßenentwässerung 
(innere Verrechnung) 

1.70000.16930/0 Verwaltungskostenanteil 
von UA 63000 (Erstattung 
Gebührenabschlag) 

1.63000.67930/1 Verwaltungskostenanteil 
an UA 70000 (Erstattung 
Gebührenabschlag) 

1.72000.16900/0 Verwaltungskostenteil 
von UA 06000 

1.06000.67900/6 Verwaltungskostenanteile 
an  70000, 72000 und 
75000 

1.06000.67900/6 Verwaltungskostenanteile 
an  70000, 72000 und 
75000 

1.75000.16900/0 Verwaltungskostenanteile 
von UA’en 06000 und 
58000 

1.58000.67900/6 Verwaltungskostenanteil 
an UA 750000 (Grünflä-
chenan-teil städt. Fried-
höfe) 

1.91200.27930/1 Kalkulatorische Rückstel-
lungen (Zuführung an 
Sonder-rücklage „Stra-
ßenreinigung“) 

1.91100.86030/9 Zuführung zum Vermö-
gens-haushalt (Zuführung 
an Sonderrücklage „Stra-
ßenreinigung“) 

1.91200.27940/9 Kalkulatorische Rückstel-
lungen (Zuführung an 
Sonderrücklage „Abwas-
serbeseitigung“) 

1.91100.86040/6 Zuführung zum Vermö-
gens-haushalt (Zuführung 
an Sonderrücklage „Ab-
wasserbeseitigung“) 

1.91200.27950/6 Kalkulatorische Rückstel-
lungen (Zuführung an 
Sonder-rücklage „Abfall-
beseitigung“) 

1.91100.86050/3 Zuführung zum Vermö-
gens-haushalt (Zuführung 
an Sonderrücklage „Ab-
fallbeseitigung“) 

 
 
 
 
 
 
B) Vermögenshaushalt 
 

Einnahme Ausgabe 
9.91100.30030/0 Zuführung vom Verwal-

tungs-haushalt (Zufüh-
rung an Son-derrücklage 
„Straßenreini-gung“) 

9.91300.91130/3 Zuführung an Sonderrück-
lage „Straßenreinigung“ 

9.91100.30040/7 Zuführung vom Verwal-
tungs-haushalt (Zufüh-
rung an Son-derrücklage 
„Abwasserbesei-tigung“) 

9.91300.91140/0 Zuführung an Sonderrück-
lage „Abwasserbeseiti-
gung“ 

9.91100.30050/4 Zuführung vom Verwal-
tungs-haushalt (Zufüh-

9.91300.91150/8 Zuführung an Sonderrück-
lage „Abfallbeseitigung“ 



 11

rung an Son-derrücklage 
„Abfallbeseiti-gung“) 

 
 
 
A 3.3  Finanzplanung und Investitionsprogramm für den 
 Planungszeitraum 2004 – 2008 
 VV-Nr. 114/05 
 

 Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf mit 28 Ja-
 Stimmen (SPD, Grüne, Bgm.) gegen 22 Nein-Stimmen (CDU, UWG, FDP) zu: 

 
1. Der Finanzplan für den Planungszeitraum 2004 – 2008 wird zur Kenntnis 

genommen. 
2. Das Investitionsprogramm für den Planungszeitraum 2004 – 2008 wird 

beschlossen. 
3. Das Ergebnis der abschließenden Haushaltsberatung ist in die Finanzpla-

nung und das Investitionsprogramm einzuarbeiten. 
  
 
A 3.4 Haushaltssicherungskonzept 2005 - 2009 
 VV-Nr. 161/05 

 
 Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf mit 28 Ja-
 Stimmen (SPD, Grüne, Bgm.) gegen 22 Nein-Stimmen (CDU, UWG, FDP) zu: 
 
  Das Haushaltssicherungskonzept 2005 - 2009 wird beschlossen. 
 

Das Ergebnis der Haushaltsberatung ist in das Haushaltssicherungskonzept 
einzuarbeiten. 

 
A 4) Neufassung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 

Kommunalabgabengesetz NRW – KAG NRW – für straßenbauliche Maß-
nahmen der Stadt Eschweiler 

 VV-Nr. 090/05 
 
  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf mit 27 Ja- 
  Stimmen (SPD, Grüne ohne RM Leisten, Bgm.) gegen 22 Nein-Stimmen 
  (CDU, UWG, FDP)  zu: 
 

Die als Anlage beigefügte neu gefasste „Satzung über die Erhebung von Bei-
trägen nach § 8 Kommunalwahlabgabengesetz NRW -KAG NRW- für stra-
ßenbauliche Maßnahmen der Stadt Eschweiler“ wird beschlossen. 

 
A 5) Umsetzung des Konsolidierungsplanes des Bistums Aachen im Bereich 

der Tageseinrichtungen für Kinder; 
hier:  Ergebnisse der Verhandlungen mit dem Bistum und Konkretisie-

rung der Einzelmaßnahmen 
VV-Nr. 146/05 

 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
Dem in der Vorlage dargestellten, zwischen Verwaltung und Kirche ausge-
handelten Maßnahmenkatalog zur Erzielung des erforderlichen Gesamtein-
sparungspotentials durch die Kirche im Zeitrahmen 2005 bis 2007 wird unter 
dem Vorbehalt zugestimmt, dass die im Personalkostenbereich der kirchlichen 
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Kindergärten festgesetzten Einsparungsbeträge tatsächlich erzielt oder ggf. 
durch gleichwertige Alternativmaßnahmen ersetzt werden. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, ab 01.08.2005 schrittweise in die Umsetzung 
des gesamten Konsolidierungspaketes einzusteigen bei kontinuierlicher Beo-
bachtung des festgelegten Finanzrahmens und der haushaltswirtschaftlichen 
Auswirkungen. 

 
 A 6) Allgemeiner Zuschuss an freie Wohlfahrtsverbände; 

hier:  Erhöhung des städtischen Zuschusses an den Sozialdienst kath. 
Frauen e.V. 

   Antrag vom 14.03.2005 
  VV-Nr. 110/05 
 
  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

Dem Antrag des Sozialdienstes kath. Frauen e. V. auf Erhöhung des bisheri-
gen allgemeinen Zuschusses wird nicht entsprochen. 

 
 A 7) Veränderungen in der Besetzung des Schulausschusses; 
  Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 21.04.2005 u. a. 
  VV-Nr. 165/05 
 
  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

1. Frau Britta von Morandell wird als persönliche Vertreterin der Sachkundi-
gen Bürgerin Gabriele Pieta in den Schulausschuss gewählt. 

 
2. Für die Städt. Gesamtschule Eschweiler wird als beratendes Mitglied Herr 

Gerd Knörchen in den Schulausschuss bestellt. 
 
 A 8) Veränderungen in der Besetzung des Sozial- und Seniorenausschusses; 
  Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 03.05.2005 
  VV-Nr. 166/05 
 
  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

Herr Günter Sauer wird als persönlicher Vertreter des Sachkundigen Bürgers 
Herbert Brüsseler in den Sozial- und Seniorenausschuss gewählt. 

 
 
 
 
 A 9) Veränderung in der Besetzung des Anregungs- und 
  Beschwerdeausschusses; 
  Antrag der FDP-Stadtratsfraktion vom 31.05.2005 
  VV-Nr. 169/05 
 
  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

Herr Volker Willms wird als persönlicher Vertreter des beratenden Mitgliedes 
Horst Maus in den Anregungs- und Beschwerdeausschuss gewählt. 

 
 A 10) Flurbereinigung Inden; 
  Änderung der Kreis- und Gemeindegrenze zu Inden 
  VV-Nr. 108/05 
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  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

Die Stadt Eschweiler stimmt der Änderung der Kreis- und Gemeindegrenze zu 
Inden gemäß der beigefügten Anlage - Auszug aus der Übersichtskarte Flur-
bereinigungsverfahren Inden 1:5000 - zu. 
 
Die Grenzänderung tritt in Kraft mit dem 01. Januar des Jahres, das dem Jahr 
der Ausführungsanordnung des Flurbereinigungsplanes Inden folgt. 
Ein Geldausgleich zwischen den beteiligten Gebietskörperschaften findet nicht 
statt. 

 
 A 11) Flurbereinigung Kirchberg; 
  Änderung der Kreis- und Gemeindegrenze zu Aldenhoven 
  VV-Nr. 107/05 
 

Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
Die Stadt Eschweiler stimmt der Änderung der Kreis- und Gemeindegrenze zu 
Aldenhoven gemäß der beigefügten Anlage 2 zu. 
 
Die Grenzänderung tritt in Kraft mit dem 01. Januar des Jahres, das dem Jahr 
der Ausführungsanordnung des Flurbereinigungsplanes Kirchberg folgt. 
Ein Geldausgleich zwischen den beteiligten Gebietskörperschaften findet nicht 
statt. 

 
A 12) Übernahme von Wirtschaftswegen in Eigentum und Unterhaltung im 

Flurbereinigungsgebiet Kirchberg 
 VV-Nr. 120/05 

 
  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
 Der Übernahme der in der Flurbereinigung Kirchberg planfestgestellten und 

künftig im Stadtgebiet gelegenen Wirtschaftswege Nrn. 103, 104 tlw., 105/03 
tlw., 117, 118, 119 und 120 - s. Anlage 2 - in Eigentum nach Rechtskraft des 
Flurbereinigungsplanes sowie in Unterhaltung nach VOB-Abnahme wird zu-
gestimmt. Eine Gewährleistungszusage seitens der RWE Power AG, dass 
Schäden, die sich daraus ergeben, dass vorgenannte Wege auf wiederver-
kipptem Gelände errichtet werden, für die Dauer von 10 Jahren beseitigt wer-
den, ist Voraussetzung dieses Beschlusses. 

 
 

A 13) Aufhebung von gemeinschaftlichen Angelegenheiten in der Gemarkung 
Eschweiler, Flur 60, Nrn. 25 tlw. 
- Spiesbenden -, 26 tlw. und 27 tlw.  
- Stüfgensbenden -; 
hier: Erlass einer Satzung 
 VV-Nr. 150/05 
 
Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 
Der Erlass der Satzung über die Aufhebung von gemeinschaftlichen Angele-
genheiten in der Gemarkung Eschweiler, Flur 60 Nrn. 25 tlw. - Spiesbenden -, 
26 tlw. und 27 tlw. - Stüfgensbenden - in der Fassung des als Anlage 1 beige-
fügten Entwurfes wird beschlossen. 
Der Satzungsentwurf ist Bestandteil des Beschlusses. 
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Gem. § 2 des Gesetzes über die durch ein Auseinandersetzungsverfahren 
begründeten gemeinschaftlichen Angelegenheiten vom 09.04.1956 ist die Zu-
stimmung zum Erlass der Satzung bei der Aufsichtsbehörde einzuholen. 
 

 A 14) Planungsangelegenheiten 
 
  A 14.1 Bebauungsplan E 52, 6. Änderung  
   - Am Riffersbach -; 

hier:  Ergebnis der öffentlichen Auslegung und Satzungsbe-
schluss 

  VV-Nr. 101/05 
 

 Bgm. Bertram wies die Ratsmitglieder auf die zu beachtenden Mitwirkungs-
 verbote gemäß § 31 in Verbindung mit § 43 Abs. 2 GO NRW hin. 
 

  Der Stadtrat stimmte dem nachstehenden Beschlussentwurf einstimmig zu: 
 

I. Die Anregungen der Bürger aus der Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 (2) sowie § 3 (1) BauGB werden nach Maßgabe der Verwal-
tungsvorlage abgewogen (Anlage 1). 

 
II. Die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß § 3 (2) 

sowie § 4 (1) BauGB werden nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage 
abgewogen  (Anlage 2). 

 
III. Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange werden entsprechend 

der Verwaltungsvorlage und der Planbegründung gewürdigt. 
 

IV. Der Bebauungsplan E 52, 6. Änderung (Anlage 3) wird gemäß § 10 (1) 
BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung (Anlage 4) als 
Abschlussbegründung hierzu. 

 
 A 15) Anfragen und Mitteilungen 
 
  A 15.1 Feinstaubmessung; 

hier:  Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 
19.05.2005 

VV-Nr. 172/05 
 

  Die Ratsmitglieder nahmen die Sachverhaltsdarstellungen der Verwaltungs
  vorlage zur Kenntnis. 
 
  A 15.2 Blausteinsee 
 

RM Müller bat die Verwaltung um Mitteilung, ob es bezüglich des Todesfalls 
am Blausteinsee neue Erkenntnisse gebe. Herr Kamp führte hierzu aus, dass 
der Unfallhergang durch die Polizei aufgenommen worden sei, derzeit aller-
dings noch die polizeilichen Ermittlungen liefen, so dass weitere Erkenntnisse 
nicht vorlägen. 
 
 

Weitere Anfragen und Mitteilungen lagen nicht vor. Bgm. Bertram schloss daher den 
öffentlichen Teil der Sitzung um 18.53 Uhr. 
 


















































































